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Die dritte Intifada
Der Aufstand der Palästinenser gegen die israelische Besatzung und den Zustand der
Kein-Staat-Lösung geht weiter. Von Katja Hermann

A uch ein halbes Jahr nach
Beginn des neuerlichen
Aufstandes in Palästina
scheint kein Ende in Sicht.

Weiterhin gibt es Demonstrationen in
den Dörfern und Städten des West-
jordangebiets, nahe der Checkpoints
und vor den Gefängnissen, und bei-
nahe täglich greifen hauptsächlich
jugendliche Palästinenser Israelis mit
Messern an. Seit Oktober sind dabei
193 Palästinenser, 28 Israelis und vier
Ausländer getötet worden. Fast
16 000 Palästinenser und 360 Israe-
lis wurden verletzt; 2400 Palästi-
nenser sind verhaftet worden. Ob-
wohl die Angriffe weiterhin unorga-
nisiert und keiner erkennbaren Stra-
tegie zu folgen scheinen, hat sich vor
Ort mittlerweile der Begriff der »Drit-
ten Intifada«, eines Aufstandes also,
dafür durchgesetzt. Alle bisherigen
Versuche der israelischen Politik, die-
ses Aufbegehren zu beenden – durch
die sofortige Tötung der Attentäter,
die Zerstörung der Häuser ihrer Fa-
milien sowie durch Verhaftungswel-
len – liefen bisher ins Leere.
Die Hintergründe des Aufstandes

liegen in der tagtäglichen Gewalt, der
die palästinensische Bevölkerung
ausgesetzt ist, der jahrzehntelangen
Besatzungsrealität, deren Strukturen
und Auswirkungen bekannt sind und
bis ins kleinste Detail analysiert vor-
liegen: Entrechtung und Enteignung,
gewalttätige Übergriffe und Zerstö-
rungen, Inhaftierungen ohne Ge-
richtsverfahren sowie weitreichende
Einschränkung der Bewegungsfrei-
heit im Westjordanland bis hin zum
kompletten Einschluss im Gazastrei-
fen, um nur einige Aspekte zu nen-
nen. Dazu kommen die regelmäßi-
gen militärischen Interventionen im
Gazastreifen, zuletzt im Sommer
2014, mit verheerenden Folgen für
die Zivilbevölkerung des seit Jahren
abgeriegelten Küstenstreifens.
Insbesondere die israelische Sied-

lerbewegung hat sich in den letzten
Jahren radikalisiert und führt immer
brutalere Angriffe auf Palästinenser
durch, denen besonders die Bewoh-
ner Hebrons und Jerusalems sowie
der ländlichen Gebiete schutzlos aus-
geliefert sind. Dabei kann die Sied-
lerbewegung nicht nur auf die Un-
terstützung aller israelischen Regie-
rungen bauen, sie weiß sich auch
durch die öffentliche Meinung legi-
timiert. Seit dem Sommer häufen sich
zudem die Aktivitäten radikaler Sied-
ler im Umfeld des Haram al-Scharif,
des Tempelberges in Jerusalem, was
die ohnehin angespannte Lage wei-
ter aufheizte. Trotz eines religiösen
Elements liegt der Kern des Konflik-
tes aber nicht in der Religion, son-
dern in der seit einem halben Jahr-
hundert andauernden israelischen
Besetzung von Westjordanland, Ga-
zastreifen und Ost-Jerusalem.
In äußerlich ruhigen Zeiten wird

die Besatzungssituation auf israeli-
scher Seite ignoriert, verdrängt, spielt
einfach keine Rolle in der öffentli-
chen Wahrnehmung. Dies geschieht
vor dem Hintergrund, dass die inter-
nationale Gemeinschaft die politi-
sche Bearbeitung des israelisch-pa-
lästinensischen Konfliktes scheinbar
aufgegeben und Palästina zu einer
rein entwicklungspolitischen He-
rausforderung degradiert hat. Unge-
achtet dessen sind das Leiden unter
der Besatzung und die Suche nach ei-
nem Weg, diese zu beenden, weiter-
hin zentrales Momentum in der pa-
lästinensischen Gesellschaft.
Die palästinensische ist eine sehr

junge Gesellschaft, und es sind die ju-
gendlichen Palästinenser, die am
meisten unter den leeren Verspre-
chungen der Oslo-Abkommen von ei-
nem Leben im eigenen Staat, in Frei-
heit, Würde und Sicherheit, leiden.
Sie können sich am wenigsten frei be-
wegen, weder innerhalb Palästinas,
noch können sie nach Israel oder ins
Ausland reisen. Ihre Arbeits- und
Ausbildungsmöglichkeiten sind be-
grenzt, die Jugendarbeitslosigkeit
beträgt in der Altersklasse der 20- bis
24-Jährigen über 40 Prozent. Ange-
sichts der Übermacht Israels, ge-
scheiterter Verhandlungen, einer
schwachen politischen Führung so-
wie ohne realistische Aussichten auf
Veränderung, wollen die Jugendli-

chen und jungen Erwachsenen nicht
länger abwarten, sondern die Dinge
in die eigenen Hände nehmen.
Die »Intifada der Jugend« wird in-

nerhalb der palästinensischen Ge-
sellschaft als legitime Form des Wi-
derstandes gegen das Besatzungsre-
gime verstandenund stößt quer durch
alle politischen Strömungen auf gro-
ßes Verständnis und viel verbale Un-
terstützung. Gleichzeitig ist in den
vergangenen Monaten eine kontro-
verse Debatte über Fragen von poli-
tischen Strategien und Verantwort-
lichkeiten entbrannt. Längst nicht al-
le heißen es gut, dass der gegenwär-
tige Aufstand gegen die Besatzungs-
macht von jugendlichen, nicht poli-
tisch organisierten Akteuren getra-
gen wird, von denen ein Drittel jün-
ger als 20 Jahre ist. Vielmehr mehren
sich die Stimmen, die den politischen
Eliten des Landes Versagen vorwer-
fen, weil sie den Widerstand gegen
die Besatzung den Jugendlichen
überlassen, während sie selbst untä-
tig zusehen.
Auch wenn diese Kritik nicht neu

ist, so wurde sie bislang nur verhal-
ten geäußert, viele scheuten sich vor
der offenen Konfrontation mit der ei-
genen Führung. Lange hat das dazu
geführt, dass keine wirkliche Ausei-
nandersetzung stattfinden konnte
und auch keine Organisation von Wi-
derstand möglich schien – weder ge-
genüber Israel noch gegenüber der

eigenen Führung. Das scheint sich
derzeit zu ändern. Unabhängige
Stimmen aus der Zivilgesellschaft
kritisieren offen die Untätigkeit der
palästinensischen Administration,
ihre fortgesetzte Komplizenschaft mit
Israel in Form der Oslo-Abkommen,
ihre fehlende demokratische Ver-
fasstheit und Legitimation, ihre un-
produktiven internen Auseinander-
setzungen, das System von Kliente-
lismus und Korruption.

Mariam Barghouti, eine junge
Wissenschaftlerin aus Ramallah, sieht
die Intifada deshalb auch als Aus-
druck eines Generationenkonfliktes
zwischen der Jugend und den etab-
lierten Eliten an. Die Jugendlichen
würden gegen die Schwäche, Rück-
wärtsgewandtheit und Abhängigkei-
ten der politischen Eliten aufbegeh-

ren. Ihr Agieren sei deshalb nicht aus-
schließlich als ein Ausdruck von Ver-
zweiflung, sondern auch als ein Zei-
chen aktiven Widerstandes zu ver-
stehen. Barghouti plädiert dafür, dass
sich die Eliten mit den Forderungen
der Jugendlichen auseinandersetzen,
anstatt sich hinter dem Aufstand zu
verstecken, ohne sich selbst dafür
einzusetzen, die Realitäten der Pa-
lästinenser zu verändern.
Auch Diana Buttu, palästinensi-

sche Menschenrechtsanwältin und
politische Kommentatorin aus Haifa,
macht das Versagen der palästinen-
sischen Regierung für den Status quo
verantwortlich. Sie vermisst klare
Stellungnahmen und fordert das Es-
tablishment auf, sich angesichts der
eskalierten Lage deutlich auf Seiten
der Aufständischen zu positionieren.
Auch sie treibt die Frage um, wie man
den Aufstand konstruktiv nutzen und
weiterentwickeln müsste, um wirkli-
che Veränderungen in Gang zu set-
zen. Sollte dies nicht gelingen und
ließe man die Dinge einfach weiter-
laufen, würden nur immer mehr
Menschen sterben, befürchtet Buttu.
Sie ist wenig optimistisch, dass sich

die Intifada unter den derzeitigen Be-
dingungen zu etwas Größerem ent-
wickeln werde, da sie bislang weder
von der politischen Führung, noch
von den unterschiedlichen politi-
schen Fraktionen, noch von der Zi-
vilgesellschaft unterstützt würde.

Buttu fordert die Entwicklung einer
umfassenden politischen, diplomati-
schen, rechtlichen und medialen
Strategie, um die palästinensische
Sache angemessen zu kommunizie-
ren. Lauter werden auch jene Stim-
men in der Debatte, die selbstkritisch
mit der palästinensischen Gesell-
schaft ins Gericht gehen und ihr vor-
werfen, nicht zu verhindern, dass ih-
re Kinder ihr Leben opferten. Der Te-
nor ist überdeutlich: Niemand in Pa-
lästina möchte eine weitere Genera-
tion sterben sehen.
Auch die Debatte über die Sinn-

haftigkeit und vor allem Wirksamkeit
der neuen Intifada zeigt das Dilem-
ma, in dem sich die Palästinenser der-
zeit befinden: Die Intifada geht wei-
ter und ist längst mehr als nur ein
Aufstand messerstechender junger
Leute. Immer öfter greifen die At-
tentäter mittlerweile zu Schusswaf-
fen oder Sprengsätzen, und inzwi-
schen sind auch erwachsene Famili-
enväter unter den Angreifern. Spä-
testens als im Januar zum zweiten
Mal ein palästinensischer Sicher-
heitsmann israelische Soldaten an-
gegriffen hatte und daraufhin die
Stadt Ramallah – mit Sitz von Re-
gierung, Ministerien, großen Firmen
und internationalen Organisationen
eine Art palästinensischer Haupt-
stadt – kurzzeitig abgeriegelt wurde,
zeigte sich die Gefahr einer weiteren
Eskalation in aller Deutlichkeit.
Noch scheint sich der Aufstand

aber nicht zu einem Massenphäno-
men zu entwickeln, die breite Unter-
stützung bleibt bislang aus. Viele
Menschen sind desillusioniert oder
haben schlichtweg Angst, sich erneut
in eine gewalttätige Auseinanderset-
zung mit der Besatzungsmacht zu be-
geben. Gerade die ältere Generation,
die zwei Aufstände (1987-1993 und
2000-2004) miterlebt hat, weiß um
den Preis des aktiven Widerstands.
Die regionalen Kriege und Krisen tun
ihr übriges, um die Menschen zu-
rückzuhalten, zu sehr fürchten sie ei-
ne weitere Eskalation.
Die politischen Parteien und Grup-

pierungen halten sich auffällig zu-
rück und beschränken sich im We-
sentlichen auf verbale Unterstüt-
zung. Die palästinensische Regierung
stellt sich nicht hinter die Aufständi-
schen, vielmehr hält sie an den Ab-
kommenmit Israel, einschließlich der
innergesellschaftlich hoch umstritte-
nen Sicherheitskoordination, fest.
Präsident Mahmud Abbas versucht,
ein Überschwappen des Aufstandes in
die Reihen seiner Sicherheitskräfte zu
verhindern, um ein Szenario ähnlich
dem der zweiten Intifada zu vermei-
den. Der innenpolitische Druck auf
ihn wächst stetig. Noch jedoch hält
das »System Oslo« und mit ihm die
Palästinensische Autonomiebehörde.
Aber die Angst vor deren Kollaps

nimmt zu. Je mehr Menschen ge-
waltsam sterben, desto größer wird
der »Druck der Straße« – auf die pa-
lästinensische, aber auch auf die is-
raelische Regierung, eine weitere Es-
kalation wäre dann höchst wahr-
scheinlich. Die dritte Intifada ist ein
erneutes Signal an Israel, dass die Pa-
lästinenser nicht bereit sind, die Be-
satzung tatenlos hinzunehmen. Sie ist
zudem eine Warnung an die palästi-
nensische Führung sowie an die ge-
samte palästinensische politische
Szene, dass die Zeit der Stagnation
und des Abwartens vorbei sein muss.
Schließlich ist die Intifada auch ein

Weckruf an die internationale Ge-
meinschaft, sich für eine gerechte und
nachhaltige Lösung des israelisch-pa-
lästinensischen Konfliktes einzuset-
zen, die ein Ende der Besatzung so-
wie Freiheit und Selbstbestimmung
der Palästinenser zur Grundlage hat.
Die Palästinenser selbst haben ihre
Bemühungen um Versöhnung zwi-
schen Fatah und Hamas wieder auf-
genommen, während aus dem Aus-
land versucht wird, mit neuen Initi-
ativen Verhandlungsprozesse zu re-
aktivieren; derzeit von Seiten Frank-
reichs sowie des Nahostquartetts, be-
stehend aus der EU, Russland, der
UNO und den USA. Die Menschen vor
Ort sehen dies äußerst skeptisch. Zu
oft haben sie in den letzten Jahr-
zehnten das Scheitern aller derarti-
gen Initiativen erleben müssen.
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Es mehren sich die
Stimmen, die den
politischen Eliten
Versagen vorwerfen,
weil sie den Widerstand
gegen die Besatzung
den Jugendlichen
überlassen, während sie
selbst untätig zusehen.

Intifada
Intifada ist das arabische Wort für
Aufstand, gebräuchlich geworden
ist es für die aktuellen Erhebungen
der Palästinenser gegen Israel. Als
erste Intifada gilt der 1987 begon-
nene »Krieg der Steine« vornehm-
lich palästinensischer Jugendlicher
im Gaza-Streifen gegen die israeli-
schen Besatzer. In den folgenden
fünf Jahren wurden dabei etwa
1200 Palästinenser und 160 Israe-
lis getötet.
Die zweite Intifada, die von den

Palästinensern als Al-Aqsa-Intifada
bezeichnet wird, begann im Sep-
tember 2000, nachdem der spätere
israelische Ministerpräsident Ariel
Scharon die Muslime mit dem Be-
treten des ihnen heiligen Tempel-
berges in Jerusalem provoziert
hatte. Es gibt keine verlässlichen
Opferzahlen. Eine UN-Untersu-
chung nannte bis 2005 etwa 3600
palästinensische sowie 510 israeli-
sche Todesopfer in allen besetzten
palästinensischen Gebieten, also
Gaza, Ostjerusalem und Westjor-
danland sowie in Israel selbst.
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